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Zusammenfassung
Der Beitrag geht von der Beobachtung aus, dass zahlreiche Staaten Lateiname-
rikas in den letzten Jahrzehnten dazu übergingen, die Grenzen nationaler Zu-
gehörigkeit neu zu definieren und die Möglichkeit zur Führung von mehreren 
Staatsangehörigkeiten konstitutionell zu verankern. Darüber hinaus gestatten 
auch immer mehr Länder dieser Region ihren dauerhaft im Ausland lebenden 
Staatsbürgern die Teilnahme an demokratischen Prozessen, insbesondere an na-
tionalen Wahlen. Der vorliegende Beitrag betrachtet diese Entwicklungen am 
Beispiel Kolumbiens und geht den Gründen für diese symbolische und prakti-
sche Inklusion der Emigranten nach. Dem vorangestellt sind einige theoretische 
Überlegungen zur Auswirkung internationaler Migration auf etablierte Konzep-
te staatlicher Zugehörigkeit und demokratischer Partizipation. Abschließend 
werden die geringe Wahlbeteiligung der kolumbianischen Migranten und mög-
liche Erklärungsansätze derselben diskutiert.
1  Einleitung
Während es noch bis vor Kurzem als scheinbar selbstverständlich galt, dass Na-
tionen durch fixe geografische Grenzen und ethnisch homogene oder doch über-
schaubar heterogene Bevölkerungen geprägt sind, ist dieses theoretische Kon-
zept in den letzten Jahrzehnten empirisch zunehmend infrage gestellt worden. So 
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werden Nationalgesellschaften aufgrund anhaltender internationaler Migration im-
mer vielfältiger, während sich nationalstaatliche Strukturen zunehmend öffnen, um 
die (Re-)Inklusion im Ausland lebender Staatsangehöriger zu ermöglichen. Dies 
zeigt sich unter anderem darin, dass inzwischen immer mehr Herkunftsstaaten die 
Praxis aufgegeben haben, ihren im Ausland lebenden Bürgern1 bei deren Einbürge-
rung in einem anderen Land automatisch die eigene Nationalität zu entziehen. Was 
in diesem Satz recht banal klingen mag, hat in der Tat erhebliche Konsequenzen. 
Betrachtet man beispielhaft den lateinamerikanischen Raum, so ist zu konstatieren, 
dass sich die betreffenden Länder als demokratische Nationalstaaten definieren. 
Die Zugehörigkeit zu einer solchen Nation ist allerdings nicht nur ein Status, son-
dern geht mit bestimmten Rechten und Pflichten einher, die i. d. R. in der Ver-
fassung des jeweiligen Staates fixiert sind. Konstitutiv für eine Demokratie ist das 
Recht zur Partizipation an der gemeinschaftlichen Entscheidungsfindung, welches 
(in repräsentativen Demokratien) weitestgehend dem Wahlrecht entspricht. Es 
stellt sich also die Frage, ob die symbolische (Wieder-) Eingliederung von Emig-
ranten in die Nation auch mit deren praktischer Inklusion, d. h. mit der Gewährung 
von Partizipationsrechten, einhergeht. Tabelle 1 zeigt für den lateinamerikanischen 
Raum, dass inzwischen zahlreiche Länder tatsächlich eine Revision des Staats-
angehörigkeitsrechts durchgeführt und das Wahlrecht auf Emigranten ausgeweitet 
haben. Besonders auffällig ist die starke Zunahme solcher Neuregelungen in den 
letzten 25 Jahren.
Vor 1990 erkannten von den zwanzig in Tab. 1 aufgeführten lateinamerikani-
schen Staaten nur vier die doppelte Staatsangehörigkeit uneingeschränkt an; 2014 
waren es hingegen bereits vierzehn. Von den verbleibenden sechs Staaten haben 
zudem immerhin vier bilaterale Abkommen mit einigen Ländern abgeschlossen, 
die es den jeweiligen Bürgern gestatten, mehrere Nationalitäten zu besitzen. Ähn-
liches gilt für die gesetzliche Verankerung des Rechts der permanent im Ausland 
ansässigen Staatsangehörigen, an den Wahlen des Staatsoberhauptes teilzuneh-
men. Im Jahr 2014 gestand mit Chile das fünfzehnte der genannten Länder seinen 
Bürgern dieses Recht zu. Vor 1990 hatten hingegen nur die im Ausland lebenden 
Angehörigen von vier der aufgelisteten Staaten ein entsprechendes Wahlrecht. 
Dies verdeutlicht die Verbreitung und wachsende Akzeptanz sowohl multipler 
Staatsangehörigkeiten als auch exterritorialer Partizipationsrechte. Bei genauerer 
Betrachtung zeigt sich jedoch, dass im Kontext der Migration die Einräumung des 
theoretischen Wahlrechts von der Etablierung der praktischen Wahlmöglichkeit zu 
1 Um eine bessere Lesbarkeit des Textes zu gewährleisten, wird darauf verzichtet, Perso-
nenbezeichnungen zugleich in der maskulinen und femininen Form anzugeben. Soweit es 
im Text nicht anders präzisiert ist, bezieht sich die verwendete Form jeweils auf beide Ge-
schlechter.
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Tab. 1 Die formale Einführung der doppelten Staatsangehörigkeit und des Wahlrechts für 
Emigranten in lateinamerikanischen Staaten (Auswahl, Stand 2014. Die Angaben zum Wahl-
recht beziehen sich auf die Exekutive). (Quellen: TSJ 2000; Jones-Correa 2001; Ellis et al. 
2007; Escobar 2007; TSE 2009; ALES 2013; TSJE 2013; MSGP 2014. Eigene Darstellung)
 
unterscheiden ist. Denn die politischen Entscheidungsträger in den meisten ge-
nannten Ländern ermöglichten in vergleichsweise frühen Phasen der jeweiligen öf-
fentlichen Auseinandersetzungen die symbolische Inklusion der Emigranten. Mit 
Blick auf die praktische Umsetzung von Partizipationsrechten verhielten sie sich 
hingegen weitaus zögerlicher (siehe hierzu insbesondere das Beispiel Mexikos, 
Pötzschke 2010). Eine wichtige Frage in diesem Zusammenhang ist, wie sich diese 
Veränderung der Position so vieler Staaten in Bezug auf die Staatszugehörigkeit 
der Migranten und ihrer Teilhabe an staatsbürgerlichen Rechten erklären lässt. Ko-
lumbien wird als Beispiel gewählt, weil hier die formale Inklusion der Emigranten 
in Staat und Gesellschaft im Vergleich zu anderen Ländern Lateinamerikas am 
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weitesten fortgeschritten ist. Mit Blick auf die direkte parlamentarische Vertretung 
der Emigranten kam Kolumbien zudem eine Pionierrolle in Lateinamerika zu. Erst 
2008 wurde in Ecuador als zweitem Land der Region die Etablierung einer ähn-
lichen Position beschlossen (IFE 2011, S. 57).
2  Nationalstaat, Staatsangehörigkeit und 
Staatsbürgerschaft
Dem Konzept des Nationalstaates folgend, welches das heute dominante Paradig-
ma globaler Ordnung darstellt, ist die „Weltbevölkerung in eine Reihe begrenz-
ter und einander ausschließender Staatsvölker“ (Brubaker 2000, S. 75) unterteilt. 
Folgerichtig wurde die Gesellschaft eines Staates im 20. Jahrhundert zumeist als 
reine Nationalgesellschaft verstanden. Diese wurde definiert als die Summe aller 
in einem spezifischen Territorium mit einer gleichen oder mindestens sehr klar 
umgrenzt ähnlichen ethnischen Abstammung und kulturellen Prägung lebenden 
Menschen. Dieser Sichtweise folgend blieben nur die innerhalb eines bestimmten 
Territoriums befindlichen Angehörigen eines anderen Staates, die sog. Ausländer, 
aus dieser Gemeinschaft ausgeschlossen. Es ist letztlich auch dieses Verständnis, 
aus dem demokratische Staaten ihre Legitimität beziehen. Zudem verweist Bru-
baker (1994, S. 53) auf den engen Zusammenhang der beiden Aspekte ‚Staat‘ und 
‚Nation‘ im nationalstaatlichen Konzept, wenn er betont, dass der demokratische 
Nationalstaat einerseits seine Legitimation aus der Nation (also der Bevölkerung), 
durch die er konstituiert wird, bezieht, während er andererseits die Grenzen der 
Zugehörigkeit zu eben dieser Nation selbst festlegt.
In der Analyse des skizzierten Verhältnisses zwischen Nationalstaat und Indi-
viduum sind zwei Arten der Zugehörigkeit zu unterscheiden. Diese werden in der 
englischsprachigen Forschung oft als nationality und citizenship voneinander ab-
gegrenzt (Jones-Correa 2001, S. 998). Dabei bezieht sich der erstgenannte Begriff 
auf den formalen, d. h. rechtlichen Status der Mitgliedschaft, während letzterer 
eher auf die Bereitstellung und aktive Nutzung von Rechten sowie die damit ein-
hergehenden Pflichten abzielt.2 In diesem Sinne sieht Bosniak in Anlehnung an 
das revolutionär französische Verständnis der citoyenneté sowie als Fortschreibung 
desselben citizenship u. a. als die aktive Beteiligung des Bürgers an der politischen 
Gestaltung der Gemeinschaft (Bosniak 2001, S. 241). Die wichtigsten hiermit 
2 Es sei darauf verwiesen, dass beide Begriffe im wissenschaftlichen Diskurs teilweise auch 
weniger strikt getrennt oder gar synonym verwendet werden (vgl. bspw.: Hammar 1989; 
Aleinikoff und Klusmeyer 2001; Spiro 2007).
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verbundenen Privilegien sind das aktive und passive Wahlrecht. In den vorliegen-
den Betrachtungen soll der skizzierten systematischen Abgrenzung gefolgt wer-
den, indem die Begriffe Staatsangehörigkeit oder Nationalität (für nationality) und 
Staatsbürgerschaft (für citizenship) Verwendung finden.
3  Migration als Herausforderung etablierter Konzeptionen
Das oben beschriebene, in sich geschlossene und von seinem Charakter her als sin-
gulär angelegte Konzept der Zugehörigkeit zu einem Nationalstaat wird seit Ende 
der 1990er Jahre im Rahmen der Transnationalismustheorie zunehmend infrage 
gestellt (Vertovec 2004, S. 978). Dies geschieht vor allem vor dem Hintergrund der 
Tatsache, dass seit der letzten Hälfte des 20. Jahrhunderts eine steigende Anzahl 
von Migranten ihren Lebensmittelpunkt nicht mehr notwendigerweise komplett 
verlagert und insbesondere nicht mehr auf einen geografischen Ort beschränkt. 
Vielmehr orientiert eine wachsende Zahl der Migranten ihr Leben gleichzeitig an 
der Gesellschaft des jeweiligen Aufnahme- und an der des Herkunftslandes (Glick 
Schiller et al. 1999). Generell besteht ein Konsens in der einschlägigen Forschung, 
dass das Neue an diesen auf Dauer aufrecht gehaltenen Beziehungen weniger ihre 
pure Existenz als die Intensität der in ihnen zustande kommenden Verbindungen 
ist (Glick Schiller et al. 1999, S. 81; Itzigsohn 2000, S. 1127; Portes et al. 1999, 
S. 224 ff.). Diese neue Qualität wird insbesondere ermöglicht und begünstigt durch 
preiswertere Verkehrsverbindungen, neue Telekommunikationsmöglichkeiten und 
flexiblere Wege, um Geld ins Herkunftsland zu transferieren (sog. remittances).
Spätestens bei den Kindern und Enkeln der Migranten zeigt sich, dass eine ein-
dimensionale Denkweise in Fragen der Zugehörigkeit zu einem Staat und der Iden-
tifizierung mit seiner Gesellschaft viel zu kurz greift. So unterstreichen Migranten 
und ihre Nachkommen oft, dass sie nicht bereit sind, sich im Widerspruch zu ihrer 
Lebenswirklichkeit auf einen Teil ihrer Identität zu beschränken und einen ande-
ren – d. h. die Zugehörigkeit zu einem weiteren Staat – zu negieren (Nassehi und 
Schroer 2000, S. 32). Da Migranten, ebenso wie alle anderen Mitglieder funktional 
differenzierter Gesellschaften, an den unterschiedlichsten Teilsystemen und Grup-
pen teilhaben, sind multiple Mitgliedschaften ohnehin die Regel.
Im Kontext der Migration wird allerdings eben nicht ausschließlich die Fra-
ge nach der formalen Zugehörigkeit zu einem Staatsvolk und nach dem Umgang 
mit multiplen beziehungsweise begrenzten Mitgliedschaften relevant. Vielmehr ist 
in diesem Zusammenhang auch der Aspekt der demokratischen Teilhabe an den 
Entscheidungsprozessen des jeweiligen Landes von zentraler Bedeutung. Hierbei 
ist die Gefahr nicht zu vernachlässigen, dass eine größere Anzahl von Menschen 
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nicht etwa Partizipationsrechte in mehreren polities, sondern in keiner wahr-
nehmen kann. Ein Beispiel hierfür wäre ein Migrant, der ohne die notwendigen 
Papiere in ein Land einreist und sich dort dauerhaft aufhält. In der Einwanderungs-
gesellschaft genießt eine solche Person im Regelfall keine Partizipationsrechte. 
Gleichzeitig ist selbst in Fällen, in denen das Wahlrecht im Herkunftsland nicht 
an die Aufrechterhaltung eines Wohnsitzes in demselben gebunden ist, eine Teil-
nahme an den Wahlen des betreffenden Staates – verbunden mit der Reise in den 
betreffenden Wahlkreis – oft aus ökonomischen Gründen nicht möglich. Bei der 
Etablierung exterritorialer Partizipationsmöglichkeiten und Mitgliedschaften geht 
es also nicht nur um die Rechte von Personen mit doppelter Staatsangehörigkeit 
bzw. doppelter Staatsbürgerschaft ( dual citizens), sondern allgemein um die der 
Bürger, die aufgrund ihrer Migration dauerhaft außerhalb des betreffenden Staats-
gebietes wohnhaft sind. Spiro nutzt für diese Personen den Begriff der nonresident 
citizens (Spiro 2006). Für diese spielt neben der Möglichkeit zur Annahme einer 
weiteren Nationalität die Gewährung des Wahlrechts eine herausragende Rolle. 
Das entsprechende Prinzip wird im Englischen als absentee ballot/external voting 
und im Spanischen als voto ausente/voto a distancia bezeichnet. Dabei sagen diese 
Begrifflichkeiten an sich noch nichts über die Natur des Abstimmungsverfahrens 
(Präsenzwahl, elektronisches Wahlverfahren usw.) aus. Im Deutschen ist hierfür 
leider keine gleichbedeutende Bezeichnung gebräuchlich, vielmehr wird zumeist, 
ausgehend von dem in der Bundesrepublik genutzten Verfahren, der Begriff ‚Brief-
wahl‘ verwendet. Da dieser für die hier angestellten Betrachtungen ungeeignet ist, 
werden im Folgenden die Bezeichnungen ‚Auslandswahl‘, ‚Auslandswahlrecht‘ 
usw. genutzt. Im Sinne der oben dargestellten Unterscheidung zwischen Staatsan-
gehörigkeit und Staatsbürgerschaft ist das Auslandswahlrecht der Letzteren zuzu-
ordnen. Dabei ist zu beachten, dass die exterritoriale Wahlbeteiligung nicht immer 
gleichbedeutend mit multiplen Mitgliedschaften im juristischen Sinne sein muss. 
Dies trifft einerseits auf den oben geschilderten Fall eines irregulären Migranten3 
zu, der in rechtlicher Hinsicht nur die Mitgliedschaft in seinem Herkunftsstaat für 
sich beanspruchen kann. Dies ist auch der Fall in solchen Staaten, die im Prinzip 
3 Der Begriff ‚irregulärer Migrant‘ stellt auf die Tatsache ab, dass die betreffende Person 
keinen formaljuristisch gültigen Aufenthaltstitel besitzt, dass dieser abgelaufen ist oder dass 
ihr Visum nicht dem tatsächlichen Zweck des Aufenthalts entspricht (bspw. Arbeitsaufnah-
me mit einem Touristenvisum). Im Sprachgebrauch staatlicher Institutionen und in der öf-
fentlichen Diskussion ist in diesem Zusammenhang oft von ‚illegalen Migranten‘ die Rede. 
Da sich die ‚Illegalität‘ allerdings ausschließlich auf die formale Frage des Aufenthaltstitels 
bezieht und da sich die betreffenden Personen keines Verbrechens im herkömmlichen Sinne 
schuldig gemacht haben, ist die im Begriff implizierte Bezeichnung der Migranten als Kri-
minelle unangebracht.
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multiple Nationalitäten weiterhin nicht zulassen (z. B. Deutschland). Anderseits 
wird die Teilnahme an Wahlen u. U. von Staaten auch lange vor der Einführung der 
doppelten Staatsangehörigkeit gewährt (z. B. Kolumbien).
4  Die kolumbianischen Migranten und ihre Bedeutung für 
das Herkunftsland
Die Entwicklung Kolumbiens zum Auswanderungsland ist eine relativ neue Er-
scheinung. Bis weit in das 20. Jahrhundert hinein war das Land eher Ziel denn 
Ausgangspunkt von Migrationsbewegungen. So war zwar bereits seit Mitte des 
letzten Jahrhunderts ein Anstieg der Emigration zu beobachten, allerdings hat sie 
erst in den späten 1980ern stark zugenommen und in der zweiten Hälfte der 1990er 
Jahre eine wahre „Explosion“ (González) erlebt (Guarnizo et al. 2003, S. 1219; 
González 2007/2008, S. 30; Durand 2006, S. 31 f). Dies entspricht auch den Er-
kenntnissen der kolumbianischen Statistikbehörde, die für den Zeitraum zwischen 
1985 und 1995 nur ein Anwachsen der weltweiten kolumbianischen Emigranten-
gemeinde von ca. 1,5 Mio. auf 1,85 Mio. Menschen, bis 2005 aber eine Steigerung 
auf mehr als 3,31 Mio. Personen verzeichnete (Rojas 2006, S. 49). Die überwie-
gende Mehrheit der Migranten ist demnach älter als 19 Jahre und somit sowohl 
im arbeitsfähigen als auch im wahlberechtigten Alter. Während die Migration 
nach Europa seit der Jahrtausendwende stark zugenommen hat, befindet sich die 
größte kolumbianische Emigrantengemeinde noch immer in den USA und wird in 
ihrem Umfang auf ca. eine Million Menschen geschätzt (Portes et al. 2008, S. 1060 
FN 2).4 Das entspräche mehr als zwei Prozent der kolumbianischen Bevölkerung. 
Die Zuwanderung der Kolumbianer konzentriert sich vor allem auf die Ostküste 
der USA. Die größte Gemeinde mit fast zwei Fünfteln der kolumbianischen Hispa-
nics befindet sich in New York City (Guarnizo et al. 2003, S. 1219).
Als Grund für die gewachsene Anerkennung und Inklusion von Emigranten 
durch ihre Herkunftsstaaten wird in der Forschung zumeist das Interesse der 
Letztgenannten an der Verstetigung der Rücküberweisungen angeführt. Dies ist 
sicherlich auch im Fall Kolumbiens nicht von der Hand zu weisen, denn wie in 
vielen anderen Ländern Lateinamerikas spielen die Geldtransfers aus aller Welt 
auch für die kolumbianische Wirtschaft eine wichtige Rolle. So war insbesondere 
seit den späten 1980er Jahren eine signifikante Zunahme der Rücküberweisungen 
4 Dies ist ein Näherungswert, der zwischen den Angaben der US-Zensusbehörde (ca. 
800.000, Grieco 2010, S. 6, Tab. 3) und der kolumbianischen Statistikbehörde (ca. 1,2 Mio., 
Rojas 2006, S. 45) liegt.
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( remittances) aus allen Zielländern zu verzeichnen (González 2007/2008, S. 31). 
Diese entsprachen im Jahr 2008 mit 4,9 Mrd. US-Dollar bereits ca. zwei Prozent 
des kolumbianischen Bruttoinlandproduktes. Der Umfang dieser Geldflüsse ging 
im Rahmen der globalen Wirtschaftskrise in den letzten Jahren etwas zurück. Al-
lerdings entsprach ihre Summe 2011 mit insgesamt ca. 3,9 Mrd. US-Dollar noch 
immer mehr als dem zweifachen der für Kolumbien wichtigen Einnahmen aus dem 
Export von Kaffee (World Bank 2011; World Bank 2013a; World Bank 2013b). 
Vor diesem Hintergrund ist davon auszugehen, dass die kolumbianische Regierung 
ein großes Interesse an der Verstetigung dieser Finanzströme hatte und hat. Gleich-
zeitig ist dies nicht als einziger bzw. hauptsächlicher Grund der institutionellen 
Inklusion der Emigranten anzusehen.
5  Die Neugestaltung der Beziehungen zwischen Kolumbien 
und ‚seinen‘ Emigranten
Nach Robert C. Smith tendieren Emigrationsländer dazu, das Verhältnis zu ‚ihren‘ 
Migranten dann neu zu definieren, wenn sie aufgrund externer und interner politi-
scher sowie wirtschaftlicher Veränderungen in ihrem institutionellen Aufbau oder 
ihrem nationalen Selbstverständnis herausgefordert werden (Smith 2003, S. 727). 
Dies lässt sich auch im Falle Kolumbiens beobachten. So ging die Annäherung 
an die Auslandsgemeinden stets mit grundsätzlichen Veränderungen innerhalb der 
staatlichen Institutionen selbst einher. Beispielsweise wurde den Emigranten die 
Teilnahme an den Präsidentschaftswahlen am Anfang der 1960er Jahre zu einem 
Zeitpunkt ermöglicht, als das Land den Übergang von einer Militärdiktatur zu 
einem System der „begrenzten Demokratie“ (Serrano Carrasco 2003) erlebte. Die-
ses als Frente Nacional bezeichnete System beruhte auf der Vereinbarung der bei-
den größten Parteien des Landes, für die Dauer von insgesamt vier Legislaturpe-
rioden abwechselnd den Präsidenten zu stellen. Wenngleich das in diesem Prozess 
etablierte System durchaus in Teilen demokratische Aspekte besaß – so konnten 
etwa die Parlamentsabgeordneten relativ frei gewählt werden – ist es insgesamt 
nicht als demokratisch zu bezeichnen. Schließlich stand bereits vor dem Beginn 
einer Präsidentschaftswahl fest, aus welchem politischen Lager der Sieger kommen 
würde. Insofern ist auch die Beteiligung der Emigranten – zu diesem Zeitpunkt wa-
ren dies vor allem einige hunderttausend Flüchtlinge in den Nachbarländern – eher 
als Versuch zu werten, den geschlossenen Pakt mit einem scheindemokratischen 
Anstrich zu versehen und seine Legitimität zu steigern (Serrano Carrasco 2003, 
S. 120; González 2007/2008, S. 31). Dieser Eindruck wird dadurch verstärkt, dass 
die Emigranten an den vergleichsweise freien Wahlen der Legislative zu diesem 
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Zeitpunkt noch nicht teilnehmen durften. Da auch in den Folgejahren unterschied-
liche, insbesondere links-orientierte Gruppierungen von der politischen Arena 
ausgeschlossen blieben, konnte das Land innenpolitisch nicht stabilisiert werden. 
Vielmehr eskalierte die politisch motivierte Gewalt in den 1970er und 1980er Jah-
ren zunehmend (Serrano Carrasco 2003, S. 120).
In diesem Kontext kam es schließlich 1990 zur Einberufung einer verfassung-
gebenden Versammlung und somit zum zweiten wesentlichen Demokratisierungs-
moment in der jüngeren kolumbianischen Geschichte. Ein zentrales Ziel der ge-
planten institutionellen Neuordnung des Landes war hierbei die Reformierung des 
Parlaments zum tatsächlichen Hauptaustragungsort politischer Auseinanderset-
zungen und somit die Stärkung grundlegender demokratischer Strukturen.
Damit öffnete sich auch den Emigranten ein window of opportunity zur Mitge-
staltung des zukünftigen kolumbianischen Staatswesens. Neben dem staatlichen 
Interesse an der Verstetigung der remittances bilden die genannten politischen Ver-
änderungen und das dadurch ermöglichte Engagement der Auslandskolumbianer 
den zweiten wesentlichen Aspekt, der zur Ausweitung der Partizipationsrechte und 
zu einer größeren Anerkennung der Emigranten durch ihren Herkunftsstaat bei-
getragen hat. Wenn im Folgenden vom Engagement ‚der Emigranten‘ die Rede 
ist, soll damit allerdings nicht suggeriert werden, dass sich die Mehrheit der im 
Ausland lebenden Kolumbianer dauerhaft für ihr Herkunftsland engagiert und in 
entsprechenden Vereinigungen organisiert ist. Vielmehr ist davon auszugehen, dass 
es sich bei diesem Personenkreis, wie im Falle anderer Migrantengemeinden auch, 
eher um eine Minderheit handelt. Im Gegensatz zu den Organisationen etwa mexi-
kanischer und dominikanischer Migranten ist im Falle der zivilgesellschaftlichen 
Vereinigungen aus Kolumbien stammender Personen zudem zu beobachten, dass 
sie sich eher selten politisch engagieren. Dies gilt sowohl bezüglich ihres Her-
kunfts- als auch mit Blick auf das jeweilige Aufenthaltsland und ist nicht zuletzt 
auf die allgemein skeptische Einstellung der Kolumbianer gegenüber politischen 
Institutionen und Prozessen zurückzuführen (Guarnizo und Díaz 1999; Cepeda Ul-
loa 2000; Guarnizo et al. 2003; Portes et al. 2008).
Die Einschätzung, dass die Ausweitung der Partizipationsrechte (insbesondere 
die tatsächliche Einführung der parlamentarischen Vertretung) dennoch wesentlich 
auf das Engagement der Migranten zurückging und insofern als bottom-up-Prozess 
beschrieben werden kann, scheint im ersten Moment im direkten Gegensatz zu 
den eben gemachten Ausführungen zu stehen, wird aber dennoch von zahlreichen 
Autoren geteilt (vgl. bspw.: Jones-Correa 2001; Serrano Carrasco 2003; Mazzolari 
2005; Escobar 2007). Zur Klärung dieses vermeintlichen Widerspruchs lässt sich 
zunächst feststellen, dass es im Falle der kolumbianischen Migranten notwendig ist, 
zwischen zivilgesellschaftlich engagierten Organisationen und philanthropischen 
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Vereinigungen einerseits sowie den Ortsgruppen der kolumbianischen Parteien 
andererseits zu unterscheiden. Während die Mitglieder der Ersteren sich zumeist 
nicht sehr in die Politik des Herkunftslandes einbringen wollen, verfolgen Letztere 
eben dieses Ziel. Serrano Carrasco führt zudem aus, dass sich etwa die Ortsgrup-
pe der kolumbianischen Liberalen Partei in New York City bereits 1987 um eine 
offizielle Anerkennung durch die ‚Mutterpartei‘ bemühte und hierfür eigens eine 
Delegation nach Bogotá schickte (Serrano Carrasco 2003, S. 129 f.). Daraus ist zu 
schließen, dass die Gründung dieser ‚Tochterorganisation‘ maßgeblich durch die 
in ihr zusammengeschlossenen Migranten selbst betrieben wurde. Dem entspricht 
auch die Feststellung, dass die in den Auslandsgruppen der Parteien organisierten 
Menschen erpicht darauf waren, sich in die politischen Prozesse des Herkunftslan-
des einzubringen. So sammelten sie bspw. im Rahmen eines Kulturfestivals in New 
York im Jahr 1988 mehr als 5000 Unterschriften, um ihre Forderung nach der Ein-
richtung eines exterritorialen Wahlkreises zu unterstützen (González 2007/2008, 
S. 32). Mit demselben Ziel und um die Einführung der doppelten Staatsangehörig-
keit zu erreichen, gründete sich zudem ein Aktionskomitee in der Stadt. Dieser Zu-
sammenschluss vereinte dabei Vertreter der unterschiedlichsten politischen Lager, 
die sowohl anerkannten Parteien als auch losen Bündnissen und in einigen Fällen 
sogar Guerillaorganisationen angehörten (Guarnizo 2001, S. 234 f). Mit ihren ve-
hement vorgetragenen Forderungen erreichten die Migrantengruppen zudem, dass 
auch eine Arbeitsgruppe der verfassungsgebenden Versammlung in New York eta-
bliert wurde. Diese sollte parallel zu den in Kolumbien auf regionaler Ebene ge-
schaffenen Runden Tischen die Anliegen und Vorschläge der Migranten sammeln 
und sie dann gebündelt in den Überarbeitungsprozess der Verfassung einbringen. 
Letzteres geschah Anfang 1991 (Serrano Carrasco 2003, S. 133 f.). Die neue Ver-
fassung Kolumbiens sah darauf aufbauend umfassende Rechte für die Emigranten 
vor. So hielt das Dokument fest, dass Kolumbianer von da an auch bei der Annah-
me einer weiteren Staatsangehörigkeit ihre bisherige nicht mehr verlieren würden. 
Darüber hinaus wurde jenen Kolumbianern, die ihre Nationalität bereits abgege-
ben hatten, die Möglichkeit eingeräumt, diese wieder herstellen zu lassen (ANC 
1991, Art. 96). Damit war faktisch ein Recht auf die doppelte Staatsangehörigkeit 
etabliert. Des Weiteren gestand die neue Verfassung den Emigranten nun auch die 
Teilnahme an den Wahlen zur Legislative zu und ermöglichte die Einrichtung eige-
ner Parlamentsmandate für kulturelle und politische Minderheiten.5 Hierfür waren 
maximal fünf Sitze vorgesehen (ANC 1991, Art. 176; González 2007/2008, S. 32). 
Interessanterweise wurden die Auslandskolumbianer als eine solche kulturelle 
5 Der kolumbianische Kongress besteht aus dem Senat und dem Repräsentantenhaus. Bei 
den hier genannten Posten handelt es sich um Sitze in der letztgenannten Kammer (Serrano 
Carrasco 2003, S. 116 FN 1).
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bzw. politische Minderheit definiert. Da, wie oben dargestellt, Mitte der 1980er 
Jahre bereits ca. 1,5 Mio. Kolumbianer im Ausland lebten und sich diese Zahl 
bis 2005 noch einmal mehr als verdoppelte, scheint ihre Einstufung als Minder-
heit nicht ganz ungerechtfertigt. Ausgehend von der Annahme, dass ein Großteil 
dieser Personen tatsächlich noch bzw. wieder die kolumbianische Staatsangehörig-
keit besitzt, handelt es sich hier immerhin um eine signifikant große Gruppe der 
kolumbianischen Staatsbürger, die sich von der Mehrheitsgesellschaft in einem 
wesentlichen (der Gruppe selbst aber gemeinsamen) Merkmal unterscheidet. Der 
Schutz von Minderheitengruppen bzw. ihrer Rechte ist ein zentraler Aspekt demo-
kratischer Ordnungen. In diesem Fall bezieht sich dies allerdings nicht nur auf 
den Schutz innerhalb der institutionellen Ordnung des kolumbianischen Staates, 
sondern in noch größerem Umfang als bei den nicht mobilen Staatsbürgern, auf die 
Wahrung der Rechte dieser Bürger gegenüber einer dritten Partei, nämlich gegen-
über den jeweiligen Aufenthaltsstaaten.
Zumindest in der Theorie ging die Ausweitung des nationalen Zugehörigkeits-
konzepts also auch mit der Ausweitung der demokratischen Teilhabe einher. Wäh-
rend das nun verfassungsmäßig verbriefte Recht auf den Besitz von mehr als einer 
Staatsangehörigkeit im Jahr 1993 effektiv eingeführt wurde, ließ die rasche Umset-
zung der substanzielleren Ausweitung der Partizipationsrechte in der Praxis aller-
dings auf sich warten. Hierin zeigt sich eine generell in Lateinamerika zu beobach-
tende Tendenz. So werden Emigranten von den politischen Eliten zunehmend auf 
symbolische Weise als Bestandteil der Nation anerkannt und öffentlich als solche 
adressiert. Gleichzeitig wird von denselben Politikern die effektive Beteiligung der 
Migranten an Wahlprozessen aber nur sehr zögerlich umgesetzt. Diese Verhaltens-
weise erregte ab dem zweiten Drittel der 1990er Jahre nicht nur zunehmend den 
Unmut, sondern auch den anhaltenden Protest des politisch engagierten Teils der 
kolumbianischen Emigrantengemeinde. Daraufhin wurde im Jahr 1998 tatsächlich 
die praktische Beteiligung der Emigranten an den Wahlen der Legislative durch 
die kolumbianische Wahlbehörde ermöglicht. Die vorgesehene eigene parlamenta-
rische Vertretung wurde dabei allerdings noch immer nicht etabliert. Dies geschah 
erst weitere zwei Jahre später und wiederum infolge des politischen Drucks der 
Emigrantenverbände auf einzelne Politiker und Parteien (Guarnizo und Díaz 1999, 
S. 411; Serrano Carrasco 2003, S. 138). Im Jahr 2002 konnte schließlich erstmals 
ein entsprechender Repräsentant gewählt werden.
Letztlich kann die Ausweitung der Partizipationsrechte der Auslandsgemeinde 
also in Teilen sowohl als bottom-up- als auch als top-down-Prozess beschrieben 
werden, während eine ausschließliche Zuordnung zu einem der beiden Konzepte 
nicht möglich ist. So spielten zwar insbesondere die Auslandsvertretungen der ko-
lumbianischen Parteien in diesem Zusammenhang eine wichtige Rolle. Sie wurden 
aber in ihrem Handeln nicht hauptsächlich durch die Maßgaben der Parteizentralen 
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in Bogotá gelenkt, sondern von ihren Mitgliedern und den entsprechenden Ge-
meindeführern vor Ort getragen. Diese formulierten auch die wesentlichen Ziel-
vorstellungen und Forderungen.
Zur Ausweitung der Rechte der Auslandskolumbianer hat weiterhin beigetra-
gen, dass die Politiker und Regierungen des Herkunftslandes ein zunehmendes 
Interesse an der Etablierung eigener Migrantengemeinden – die sich auch dauer-
haft als solche verstehen und die Bindung zum Herkunftsland aufrechterhalten – 
entwickelten. Dem lag und liegt die Hoffnung auf daraus resultierende politische 
Vorteile zugrunde. Dabei wird angenommen, dass eingebürgerte Migranten, bspw. 
in US-amerikanischen Wahlen auf nationaler und bundesstaatlicher Ebene, aus Lo-
yalität gegenüber ihrem Herkunftsland Politikern und Parteien den Vorzug geben 
würden, deren Einstellung und Programm vorteilhaft für Kolumbien sind. Dieses 
Ansinnen, das man als ‚Wahllobbyismus‘ bezeichnen könnte, ist auf der individu-
ellen Ebene angesiedelt und zielt auf die Wahlentscheidung des einzelnen Migran-
ten ab. Andererseits versuchen kolumbianische Regierungen und Politiker, ebenso 
wie die anderer Staaten, ‚ihre‘ Migrantengemeinden direkt zu organisieren und als 
Lobbygruppen zu instrumentalisieren. Als die Vereinigten Staaten 1996 die Visa 
des kolumbianischen Präsidenten und einiger Kabinettsmitglieder wegen des Ver-
dachts eines teilweise durch Drogengelder finanzierten Wahlkampfes widerriefen, 
versuchte die Regierung, zuerst das Image des Landes mittels einer 12 Mio. US-
Dollar teuren Werbekampagne in großen US-amerikanischen Zeitungen zu ver-
bessern. Da dieser Ansatz scheiterte, entschied man sich, die Strategie zu ändern 
und die Beziehungen zu den in den USA ansässigen Kolumbianern auszubauen, 
um diese zur aktiven Mitarbeit an einem positiveren Kolumbienbild zu motivieren 
(Serrano Carrasco 2003, S. 126 f.). Zu diesen und ähnlichen Bemühungen, welche 
auf die Migrantenorganisationen abzielten bzw. abzielen, ist allerdings zu sagen, 
dass sie oft nicht zu den intendierten Ergebnissen führten oder führen. So sind die 
Migranten nur bedingt bereit, sich für die Vorhaben der jeweiligen Staaten instru-
mentalisieren zu lassen und verfolgen vielmehr eigene Ziele, indem sie ihrerseits 
Forderungen an ihre Herkunftsländer stellen. Zudem ist in diesem Zusammenhang 
auch zu bedenken, dass viele Migranten, wie Alejandro Portes betont, ihr Land oft 
gerade deshalb verlassen haben, weil sie dort keine Chancen auf Teilhabe sahen 
und keine Anstrengungen des Staates wahrnahmen, diese Situation zu ändern (Por-
tes 1999, S. 468).
Mit der zunehmenden symbolischen und tatsächlichen Inklusion der Auslands-
kolumbianer seit 1962, insbesondere aber seit 1991, zeigt sich die Abkehr der poli-
tischen Entscheidungsträger und somit letztlich auch der staatlichen Institutionen 
von einem geografisch determinierten Verständnis der Nation. Einerseits wird dies 
in der Veränderung des bis dahin am ius soli orientierten Staatsangehörigkeits-
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rechts und in der Gewährung exterritorialer Partizipationsrechte sichtbar. Anderer-
seits zeigt sie sich aber auch darin, dass der kolumbianische Staat zunehmend be-
strebt ist, den Einfluss auf seine Bürger über die Grenzen seines Staatsterritoriums 
hinaus institutionell zu festigen. In diesem Zusammenhang wurde bereits 1996 im 
Außenministerium Kolumbiens das Programa para la Promoción de las Comuni-
dades Colombianas en el Exterior (Programm zur Förderung der kolumbianischen 
Gemeinden im Ausland) eingerichtet. Diese Institution leistete u. a. inhaftierten 
Kolumbianern in den USA juristische Hilfe und führte erste Studien zur Situa-
tion der Emigrantengemeinden durch (Cepeda Ulloa 2000, S. 110; Guarnizo 2001, 
S. 235). Umfassender ist jedoch der Ansatz des 2003 geschaffenen Programms 
Colombia Nos Une (Kolumbien verbindet uns). Dieses zielt laut Beschreibung des 
Außenministeriums darauf ab, die Verbindungen zwischen Emigranten, ihren Fa-
milien und insbesondere Kolumbien selbst zu stärken und die Integration des be-
treffenden Bevölkerungsteils in den kolumbianischen Staat zu fördern (EoC 2011). 
Diese Punkte wurden im 2011 beschlossenen Gesetz zur Schaffung des Sistema 
Nacional de Migraciones (Nationales Migrationssystem) noch einmal bestärkt 
(CdC 2011).
6  Beteiligung an den Wahlen im Ausland seit 1990
Obwohl der oben skizzierte Ausbau der Emigrantenrechte nicht zuletzt auf den 
Druck der Auslandskolumbianer selbst zurückging und die Zahl der Wahllokale im 
Ausland für die Präsidentschaftswahlen zwischen 2002 und 2010 von 534 auf 948 
anstieg (RNE 2011), bewegt sich die Nutzung der schließlich gewährten Partizi-
pationsrechte auf einem äußerst niedrigen Niveau. Tabelle 2 fasst die Wahlbeteili-
gung der Emigranten seit 1990 zusammen und zeigt, dass in diesem Zeitraum an 
keinem der Urnengänge mehr als 121.155 Personen teilnahmen. Zur geografischen 
Verteilung der Wähler ist zu sagen, dass die in den USA lebenden Emigranten 
bis heute die größte Wählergruppe im Ausland stellen. So lag der Anteil der in 
den Vereinigten Staaten abgegebenen Stimmen an der entsprechenden Gesamt-
zahl in den Wahlgängen 2006 und 2010 zwischen ca. 41 und 50 %.6 Die Wahl-
teilnahme selbst wird den Auslandskolumbianern durch ein Präsenzwahlverfahren 
ermöglicht. Hierzu werden jeweils spezielle Wahllokale in den Aufnahmeländern 
eingerichtet. Auf dieser Basis war bspw. im Jahr 2006 die Teilnahme sowohl an 
den Präsidentschafts- als auch an den Parlamentswahlen in 52 Ländern auf allen 
6 Eigene Berechnung auf der Grundlage der Angaben der kolumbianischen Wahlbehörde 
(RNE 2011).
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Kontinenten möglich. Allein in den USA gab es 44 Wahllokale für die Entschei-
dung über die Besetzung des Präsidentenamtes. Wie diese Zahl bereits zeigt, exis-
tierte somit nicht in allen Bundesstaaten die Möglichkeit zur Wahlteilnahme vor 
Ort. Vielmehr befanden sich, entsprechend der geografischen Verteilung der größ-
ten kolumbianischen Migrantengemeinden, allein 27 Wahllokale in den Staaten der 
Ostküste, zwischen New York und Florida (RNE 2011). Das bedeutet auch, dass 
Wähler die weit außerhalb der ‚Siedlungszentren‘ der jeweiligen Auslandsgemein-
de leben, unter Umständen lange Anreisewege in Kauf nehmen müssen. Abgese-
hen davon gestaltet sich die Wahlteilnahme für die kolumbianischen Migranten 
im Ausland allerdings vergleichsweise einfach, denn sie müssen sich lediglich vor 
dem entsprechenden Termin bei einer Auslandsvertretung als Wähler registrieren 
lassen. Zwar ist am Wahltag selbst ein Personalausweis vorzulegen (der Reisepass 
genügt nicht), das Dokument kann allerdings direkt in den Auslandsvertretungen 
beantragt werden (RNE 2010a, 2010b, 2010c). Eine Reise in das Herkunftsland 
ist hierfür also nicht nötig. Damit ist die Wählerregistrierung in Kolumbien sehr 
viel einfacher als bspw. in Mexiko. Im letztgenannten Fall konnte allein schon das 
problematische Anmeldeverfahren 2006 für die geringe Wahlteilnahme mitverant-
wortlich gemacht werden (Pötzschke 2010, S. 99 ff.).
Ein wesentlicher Grund für die geringe Wahlteilnahme der Emigranten ist 
sicherlich die generell kritische Haltung der Kolumbianer gegenüber dem poli-
tischen System ihres Landes und den Personen sowie Institutionen, die es ver-
körpern. So verweist etwa Olga González darauf, dass die geringe Wahlteilnahme 
der Migranten keine Ausnahmeerscheinung, sondern ein generelles Symptom der 
„Funktionsstörungen“ ( dysfonctionnements) des Wahlsystems Kolumbiens sei 
(González 2007/2008, S. 37). Diese manifestieren sich ihr zufolge unter anderem 
darin, dass bei den Wahlen der Legislative im Jahr 2006 fünfzehn Prozent der Wäh-
ler im Land (d. h. nicht der Migranten) ihre Wahlzettel ungültig machten. Zudem 
seien weitere zwei Prozent der Stimmzettel unausgefüllt in die Urnen geworfen 
worden, während die Wahlbeteiligung im Land ohnehin nur bei ca. vierzig Prozent 
lag. Das Misstrauen weiter Teile der kolumbianischen Bevölkerung gegenüber den 
politischen Institutionen des Landes zeigte sich auch in einer 2008 durchgeführ-
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Tab. 2 Auslandswahlbeteiligung – Kolumbien (Weltweit abgegebene Stimmen). (Quellen: Serrano Carrasco 2003, S. 129; Restrepo de Acosta 2007, S. 81 f.; RNE 2010c, 2011. Eigene Darstellung) 
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ten repräsentativen Umfrage der Statistikbehörde DANE. Dabei wurden die Teil-
nehmer (wahlberechtigte Volljährige in Kolumbien) gefragt, inwieweit sie einzel-
nen staatlichen Organen Vertrauen entgegen bringen. Fast zwei Drittel (64 %) der 
Befragten gaben an, wenig oder überhaupt kein Vertrauen in die Parteien ihres 
Landes zu haben (26 % vertrauen ihnen einigermaßen, 7 % sehr). Von den in der 
Studie erwähnten Bestandteilen des politischen Systems schnitten diese damit am 
schlechtesten ab. Insofern kann es kaum überraschen, dass auch dem Kongress, 
also der Arena der politischen Auseinandersetzung zwischen den Parteien bzw. der 
Zusammenarbeit derselben, kaum mit mehr Vertrauen begegnet wird (40 %). Zu-
dem genießen auch weder die Wahlbehörde (41 %) noch das Verfassungsgericht 
(38 %) das Vertrauen der Hälfte der Bürger. Lediglich das Amt des Präsidenten 
sticht in dieser Hinsicht hervor und wird von zweiundsiebzig Prozent der Befrag-
ten überwiegend positiv bewertet (DANE 2009b, Tab. 103). Dieser Umstand, d. h. 
eine Differenz von über dreißig Prozent zwischen den Zustimmungswerten für die 
Institution des Staatsoberhauptes und des Parlaments, spiegelt sich nicht zuletzt in 
der unterschiedlichen Wahlbeteiligung bei den betreffenden Urnengängen wider 
(vgl. Tab. 2). Als mögliche Erklärung für die grundsätzlich in beiden Wahlen (d. h. 
für Präsident und Parlament) niedrige Teilnahme kann gesehen werden, dass fast 
die Hälfte der befragten Kolumbianer angibt, ohnehin wenig oder gar kein Vertrau-
en in die Wahlprozesse ihres Landes zu haben (DANE 2009a, Tab. 74).
Im Hinblick auf die Besetzung des Repräsentantenpostens der Migrantenge-
meinde im kolumbianischen Parlament ist davon auszugehen, dass die bisherigen 
Wahlen wenig dazu geeignet waren, den Ruf der politischen Institutionen zu korri-
gieren. So gewann bei der erstmaligen Besetzung dieser Position 2002 ein Kandi-
dat, der einen Großteil seiner Stimmen (ca. fünfundsiebzig Prozent) gar nicht von 
Migranten, sondern von Wählern erhielt, die in Kolumbien lebten (Escobar 2007, 
S. 65 f.). Der Grund hierfür war eine dem Wahlgang vorausgegangene Entschei-
dung des Verfassungsgerichts, der zufolge allen Kolumbianern unabhängig von 
ihrem Wohn- und Aufenthaltsort die Möglichkeit gegeben werden musste, sich an 
der Wahl dieses Abgeordneten zu beteiligen. Dies widersprach aber gerade dem 
Grundgedanken einer eigenen Vertretung der Emigranten. Letztlich wurde die ent-
sprechende Gesetzesgrundlage 2005 geändert. So können heute nur noch die ko-
lumbianischen Emigranten über die Vergabe dieser Position abstimmen (Restrepo 
de Acosta 2007, S. 78). Ein weiterer Faktor, der sicherlich nicht zum Ansehen die-
ser Position beigetragen hat, war die Infragestellung des rechtmäßigen Ablaufs der 
Wahlen (sowohl 2006 als auch 2010) durch einige der jeweils unterlegenen Kan-
didaten. Dies führte u. a. dazu, dass die Auszählung der Stimmen und die Bestäti-
gung der korrekten Durchführung der letztgenannten Wahl mehr als zwei Monate 
dauerte (Moreno et al. 2009; Satizábal 2010; Araque 2010). Ein zusätzliches 
Problem bei der Wahl des parlamentarischen Vertreters der Auslandskolumbianer 
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ist, dass die Vergabe des entsprechenden Parlamentssitzes, aufgrund der geografi-
schen Konzentration der Migranten letztlich allein durch die Wahlberechtigten in 
den USA entschieden werden kann. So heißt es in einem Artikel über Manuel José 
Vives, der die Migranten in der Legislaturperiode von 2006 bis 2010 im kolumbia-
nischen Parlament vertrat:
Die Wähler von Vives befanden sich ausschließlich in den Vereinigten Staaten, wo 
aus finanziellen Gründen das Zentrum seiner Kampagne lag. Zudem hat er dort auch 
große Teile seines Lebens verbracht. Die Kolumbianer der anderen 51 Länder, in 
denen es Wahlstationen gab, hatten nie Kontakt mit ihm (Moreno et al. 2009. Eigene 
Übersetzung).
Diesen Sachverhalt kritisierten die unterlegenen Kandidaten auch bei den Wah-
len 2010, die mit Jaime Buenahora (ehemaliger kolumbianischer Generalkonsul 
in New York City) wiederum ein Kandidat gewann, der sich allein auf die USA 
konzentrierte (Satizábal 2010). Der entsprechenden Problematik sind sich die je-
weiligen Amtsinhaber durchaus bewusst. So bekundeten beide, dass sie sich für 
die Schaffung zusätzlicher Parlamentssitze einsetzen wollten. Allerdings fanden 
die entsprechenden Vorstöße lange wenig Gehör. Gegen Ende der ersten Amts-
zeit Buenahoras gab es allerdings Hinweise darauf, dass sich für einen Ausbau 
der Migrantenvertretung (um einen weiteren Sitz) im kolumbianischen Parlament 
Mehrheiten finden könnten. So hatte eine entsprechende, von ihm eingebrachte 
Gesetzesinitiative im Frühjahr 2013 bereits mehrere Lesungen im Parlament er-
folgreich durchlaufen (El Colombiano 2013; El Nuevo Siglo 2013).
Mit Blick auf den mangelnden Kontakt zwischen den parlamentarischen Vertre-
tern der Auslandskolumbianer und ihren Wählern kommt erschwerend hinzu, dass 
der Wahlgewinner als Mandatsträger zwar seinen Hauptwohnsitz in Kolumbien 
nehmen muss, es dem Parlament aber grundsätzlich untersagt ist, seinen Mitglie-
dern die Kosten für Auslandreisen zu erstatten. Das stellt eine erhebliche Benach-
teiligung im Vergleich zu den Gegebenheiten für die Abgeordneten nationaler Dis-
trikte dar, denen pro Monat vier Flugverbindungen in ihren jeweiligen Wahlkreis 
bezahlt werden, damit sie Kontakt zu ihrer Wählerschaft halten könnten (Moreno 
et al. 2009).
Die hier genannten Punkte können nicht zwangsläufig erklären, warum die 
Wahlbeteiligung in der Abstimmung zum Repräsentantenhaus so niedrig ist. Im-
merhin bewegt sich die Teilnahme an der Senatswahl ungefähr auf demselben 
Niveau, obwohl sich die Emigranten hier vergleichsweise umfassend via Internet 
und Satellitenfernsehen über die nationalen Kandidaten informieren können. Al-
lerdings kann andersherum argumentiert werden, dass die genannten Aspekte si-
cherlich einigen Einfluss darauf hatten, dass die Wahlteilnahme seit der effektiven 
Einführung dieser Position nicht sehr viel stärker angestiegen ist. Schließlich ist 
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es fraglich, ob sich die Emigranten unter diesen Umständen tatsächlich adäquat 
vertreten fühlen.
Ein letzter, bereits angedeuteter und relativ profaner Grund, der einige Emig-
ranten von einer Wahlteilnahme abgehalten haben mag, liegt bereits im Charakter 
des Präsenzwahlverfahrens begründet. Dieses setzt die (u. U. zeitaufwendige) Rei-
se zu einem Wahllokal voraus. Daher kann die Stimmabgabe auch an rein prakti-
schen Gründen – wie etwa der Notwendigkeit, am Wahltag zu arbeiten oder hohen 
Anreisekosten – scheitern.
7  Fazit
Der Beitrag hat gezeigt, dass es für die institutionelle Inklusion der Emigranten 
in Kolumbien keine eindimensionale Erklärung geben kann. Vielmehr wurde dar-
gelegt, dass auch in diesem Land das von Robert C. Smith konstatierte Muster 
zutrifft, nachdem die Einräumung bzw. Ausweitung von Partizipationsrechten und 
die generelle Inklusion von Emigranten dann erfolgen, wenn etablierte staatliche 
Strukturen in ihrer Legitimation infrage gestellt werden. Allerdings zeigt sich auch, 
dass die zunehmende politische Inklusion kolumbianischer Emigranten weder als 
reiner top-down- noch als ausschließlicher bottom-up-Prozess zu erklären ist. So 
sind diese Entwicklungen zwar – am deutlichsten seit Ende der 1980er Jahre – 
mit einem gewissen Eigeninteresse der entsprechenden Institutionen (etwa an der 
Etablierung von Lobbygruppen im Ausland und der Verstetigung von remittances) 
einhergegangen, zugleich übte aber auch die gesellschaftlich aktive Minderheit der 
Emigranten politischen Druck aus und beteiligte sich an entsprechenden Kampa-
gnen. Hierin spiegelt sich nicht zuletzt das Verlangen der betreffenden Individu-
en wider, gemäß ihrer oft transnationalen Lebenswirklichkeit zugleich als Bürger 
des Aufnahme- und des Herkunftslandes anerkannt zu werden. Die Tatsache, dass 
dieses Phänomen nicht auf die kolumbianischen Migranten begrenzt ist, sondern 
vielmehr mit der besagten Entstehung transnationaler Räume zusammenhängt, 
wird dadurch unterstrichen, dass auch die Emigranten anderer Länder erfolgreich 
ähnliche Forderungen stellten (für das Beispiel der Dominikanischen Republik vgl. 
Itzigsohn und Villacrés 2008, S. 671).
In der mittlerweile relativ weitgehenden (Wieder-)Einbeziehung der Emigran-
ten in die politische Gemeinschaft des Landes wird die Abkehr der politischen 
Institutionen und Akteure Kolumbiens vom Prinzip der geographisch determi-
nierten Nationalität und Staatsbürgerschaft deutlich. In diesem Sinne werden die 
Emigranten heute als selbstverständlicher Teil der Nation beschrieben, dem die-
selben Partizipationsmöglichkeiten offen stehen sollen wie allen anderen Staats-
bürgern (CdC 2011, Art. 3). Darüber hinaus zeigt sich dieses Umdenken auch 
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in der Einrichtung und effektiven Implementierung eines eigenen exterritorialen 
Wahlbezirks für die Legislative. In diesem Sinne ist also nicht nur von einer Neu-
bestimmung des Selbstverständnisses als Nation, sondern von einer tatsächlichen 
Ausweitung demokratischer Grundelemente über die Grenzen des Staatsterrito-
riums hinweg zu sprechen.
Mit Blick auf die explizite parlamentarische Vertretung der Emigranten kam 
Kolumbien durchaus eine Vorreiterrolle in Lateinamerika zu. Allerdings wurde im 
Text auch herausgearbeitet, dass die Einführung des Wahlrechts nicht gleichbe-
deutend mit einer tatsächlichen Wahlmöglichkeit ist. Kolumbien ist vielmehr ein 
deutliches Beispiel für das Bestreben politischer Entscheidungsträger, die (Re-)
Inklusion von Emigranten so lange wie möglich auf eine symbolische Ebene zu 
beschränken. Ein wesentlicher Grund hierfür ist sicherlich, dass sich die betref-
fenden Personen (geografisch) außerhalb des unmittelbaren Einflussbereichs der 
nationalen Politik befinden.
Auch bei der Erklärung der (gemessen an der vermuteten Gesamtgröße der 
Auslandsgemeinde) geringen Teilnahme der Emigranten an den Wahlen müssen 
mehrere Faktoren beachtet werden. Ein wesentlicher Punkt in dieser Hinsicht ist 
die allgemein skeptische Haltung der kolumbianischen Bevölkerung gegenüber 
den politischen Institutionen und Prozessen ihres Landes. Dass sich die hierbei 
beobachtbaren Tendenzen auch in den Wahlen widerspiegeln, zeigt bspw. die 
unterschiedliche Teilnahme an den Abstimmungen zur Neubesetzung des Präsi-
dentenamtes und der Parlamentsposten. Der Umstand, dass die Auslandswahlen 
als Präsenzverfahren umgesetzt werden und die sich daraus u. U. ergebenden 
organisatorischen Herausforderungen für die Wahlberechtigten (bspw. lange An-
reisewege), sind weitere Aspekte, die in diesem Zusammenhang beachtet werden 
müssen. Dieses Problem ist selbstverständlich kein rein kolumbianisches, sondern 
wird von anderen Ländern mit einem ähnlichen Wahlmechanismus im Ausland 
geteilt. So befanden sich von den 107 Auslandswahllokalen für die dominikani-
sche Präsidentschaftswahl 2008 allein 72 in den USA und verteilten sich wiede-
rum auf insgesamt nur sechs Wahlbezirke im Osten des Landes (Boston, Miami, 
New Jersey, New York, Philadelphia und Washington, D. C.) (JCE 2010; Pötz-
schke 2010, S. 89 ff.). Zugleich zeigen die Erfahrungen aus Mexiko jedoch, dass 
auch Briefwahlverfahren nicht zwangsläufig zu hohen Wahlteilnahmen führen. Zu 
den Faktoren die in diesem Fall negativ auf die Beteiligung wirkten, gehörte u. a. 
die Notwendigkeit, die Wahlunterlagen per Einschreiben zu versenden und sich 
hierfür auf einem Postamt in den USA auszuweisen (was bspw. problematisch für 
irreguläre Migranten ist) sowie das allgemein geringe Vertrauen in die Verlässlich-
keit der mexikanischen Post (García-Acevedo 2003, S. 542; Tager 2006, S. 51; 
Pötzschke 2010).
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Weiterhin ist die Konzentration der bisherigen Kandidaten auf die Migranten 
in den USA mit einiger Wahrscheinlichkeit einer höheren Teilnahmebereitschaft 
an der Wahl des parlamentarischen Vertreters der kolumbianischen Emigranten in 
anderen Ländern abträglich. Letztlich reflektiert dies allerdings nur die Tatsache, 
dass die Stimmen der in den USA lebenden Wähler für den Gewinn der Wahl 
ausschlaggebend und ausreichend sind. Der Eindruck einer effektiven Interessen-
vertretung muss außerdem schon allein dadurch gemindert werden, dass die jewei-
ligen Amtsinhaber (institutionell bedingt) dauerhaft keinen direkten, persönlichen 
Kontakt zu ihren Wählern halten können. Es kann nur darüber spekuliert werden, 
ob und in welchem Ausmaß etwa die Einrichtung weiterer Parlamentsmandate und 
die entsprechende Fokussierung derselben auf bestimmte Emigrationsräume wie 
Nordamerika und Europa oder die Bereitstellung zusätzlicher Reisemittel für die 
parlamentarischen Vertreter einen unmittelbaren Einfluss auf die Wahlbeteiligung 
hätten. Letztlich hängt die Entwicklung der Wahlteilnahme im Wesentlichen auch 
davon ab, inwiefern sich die jeweiligen Inhaber der Parlamentspositionen tatsäch-
lich für die Belange der Emigranten einsetzen können und wollen.
Abschließend ist festzuhalten, dass der vorliegende Text sich bewusst darauf 
beschränkt, mit der Ausweitung der nationalen Zugehörigkeit und des Wahlrechts 
auf Emigranten eines Staates wichtige Teilelemente dessen zu untersuchen, was 
unter dem Begriff der demokratischen Staatsbürgerschaft subsumiert werden kann. 
In der Literatur wird zutreffend darauf verwiesen, dass dieser Status nicht nur mit 
weiteren Rechten, sondern auch mit unterschiedlichen Pflichten verbunden ist 
(Marshall 1992; Bauböck 2003; Faist und Gerdes 2008). Da die hier angestellten 
Betrachtungen hauptsächlich auf die Genese und Begründung der dauerhaften 
Inklusion von Emigranten in die Nation und der Ausweitung des Wahlrechts auf 
dieselben fokussierten, konnte eine umfassende Diskussion dieser zusätzlichen 
Punkte nicht geleistet werden.
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